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Die Arbeitsentwürfe des Bundesarbeitsministeriums liegen vor. 
Eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung –  

logische Konsequenz aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
seit dem 25. Januar 2010 liegen erste Entwürfe zur eigenverantwortlichen Auf-
gabenwahrnehmung und zur Verstätigung der kommunalen Option vor. 
 
Die Bundesregierung schlägt zur Umsetzung der Entscheidung des Bundesver-
fassungsgerichts von 20.Dezember 2007 vor, dass künftig die Aufgaben des 
SGB II in eigenverantwortlicher Aufgabenwahrnehmung durchgeführt werden. 
 
Dies ist die einzig richtige und logische Konsequenz, um eine verfassungsge-
mäße Lösung zu erreichen. Dieser Ansatz entspricht zugleich unseren gewerk-
schaftlichen Forderungen aus dem letzten Bundeskongress. ver.di hat sich 
eindeutig dafür ausgesprochen, dass Arbeitsmarktpolitik Bundesaufgabe ist 
und bleiben soll. 
 
Die Bundesfachgruppe Arbeitsverwaltung begrüßt diesen Schritt, da hier-
mit die Kolleginnen und Kollegen endlich Klarheit über ihre künftige Organisati-
on erhalten. 
 
Die immer noch auftretende Forderung nach einer Kommunalisierung ist und 
bleibt der falsche Weg. Dies macht – neben vielen anderen – der Bundesrech-
nungshof in seinem Bericht vom 16. Dezember 2009 deutlich; u.a. heißt es 
dort: 
 
o Die Kommunen übten über die Gremien der Arbeitsgemeinschaften (...) häufig Einfluss auf 

die Bewilligung von Förderanträgen zu Eingliederungsmaßnahmen (z.B. Arbeitsgelegenheiten 
oder Beschäftigungszuschüsse) aus, die von kommunalen oder den Kommunen nahestehen-
den Maßnahmeträgern angeboten werden. Es fehlte an einer kritischen Distanz zu kommu-
nalpolitischen Interessen. 

o Nach Auffassung des Bundesbeauftragten zeigt der Systemvergleich erhebliche Risiken einer 
kommunalen Lösung gegenüber der Aufgabenorganisation im Bundesbereich. (...) Die Kom-
munalisierung führt zu heterogenen Aufbau- und Ablaufstrukturen für die Grundsicherung. In 
diesen Strukturen sind (rechtmäßige) Entscheidungen über die Leistungsgewährung nach 
bundesweit einheitlichen Maßstäben kaum zu gewährleisten. 
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o Die Prüfungsergebnisse des BRH zur (Weiter-)Delegation von Grundsicherungsaufgaben durch 
optierende Landkreise lassen bei einer flächendeckenden Kommunalisierung eine starke Zer-
gliederung der Einzelleistungen befürchten. Dies konterkariert bereits heute das Ziel, die Ein-
zelleistungen „aus einer Hand“ zu erbringen. 

o Die Kommunalisierung ist (...) mit einem erheblich höheren Umstellungsaufwand verbunden als 
die Aufgabenorganisation im Bundesbereich. 

 
Die Bundesfachgruppe Arbeitsverwaltung fordert nun von der Politik eine schnelle 
Verabschiedung der Gesetze und erwartet darüber hinaus endlich verlässliche 
Aussagen zur Personalsituation sowie den daraus resultierenden Fragen: 
 
o In welcher Form sollen die vielen befristeten Beschäftigungsverhältnisse in 

Dauerbeschäftigungsmöglichkeiten überführt werden? 
o Wie wird eine einheitliche Bezahlung der Kolleginnen und Kollegen, unabhän-

gig vom bisherigen Dienstherrn sichergestellt? 
o Wie stellt sich der Gesetzgeber den Übergang von kommunalen Beamten/-

innen in den Status von Bundesbeamten/-innen vor? 
o Welche dauerhaften Eingliederungsmöglichkeiten werden den Kollegen/-innen 

der „Amtshilfe“ geboten? 
o Zwischen den Bereichen SGB II und SGB III gibt es Vielzahl von Überlappun-

gen. Welche Vorstellungen gibt es, um die Schnittstellen zum Bereich SGB III 
zu gestalten, z.B. zu den Teams U 25, Reha, Arbeitgeber/Träger? 

 
Die Bundesfachgruppe erwartet klare Antworten, dann können wir an die Um-
setzung gehen – auch im Interesse aller SGB II-Leistungsempfänger/-innen. 
 
Die Bundesfachgruppe Arbeitsverwaltung sagt deutlich: 
 
Wir lassen nicht zu, dass die jahrelange Untätigkeit der politisch Verantwortlichen 
auf dem Rücken der Beschäftigten ausgetragen wird. 
 
ver.di steht an der Seite der Bundesagentur für Arbeit, der ARGEn und ihren Be-
schäftigten. Die politische Auseinandersetzung für abgesicherte Lebens- und Ar-
beitsbedingungen der BA-Beschäftigten ist unsere gemeinsame Aufgabe 
 
Karl Obermann  Gerd Küster   Griseldis Lamping 

geschäftsführender Bundesfachgruppenvorstand Arbeitsverwaltung 
 
Eberhard Einsiedler      Michael Nitsch 
Vorsitzender des       Sprecher der ver.di-Gruppe 
Hauptpersonalrats der BA     im Hauptpersonalrat der BA 

www.verdi-wir-in-der-ba.de 
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